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Abstract: Der elektronische Kanal eröffnet Bürgern und Wirtschaft bisher unge
ahnte Wahlmöglichkeiten in der Art ihrer Anliegensverfolgung gegen
über der Verwaltung. Zugleich hat diese ein eigenes Interesse an der Nut
zung der neuen Angebote, um die erhoffien Effektivitäts- und Effizienz
gewinne zu realisieren und die Kosten zu rechtfertigen. Da sie aber von 
den Auswahlpräferenzen der Bürger und Unternehmen abhängig ist, 
muss sie nachfragegerechte Angebote schaffen, die den Nutzern einen 
spürbaren Mehrwert verschaffen. Dazu ist die Kenntnis der Bedürfnisse, 
Anforderungen und Handlungszusammenhänge der Nutzer unerlässlich. 
Die Bürgerperspektive muss schon bei der Konzeption der e-Govern
ment-Angebote miteinbezogen werden, um Lösungen zu ermöglichen, 
die Verwaltung, Bürger und Wirtschaft gleichermaßen gerecht werden. 

1. Strategische Grundüberlegungen 
Die Stadt Kaiserlautern in Rheinland-Pfalz fiihrte 200 I eine elektronische 
Lösung fiir das Bauantragsverfahren ein, die es unter anderem den Archi
tekten ermöglicht, ihre Unterlagen und Pläne online an die Vetwaltung zu 
senden. Die technische Umsetzung und die Benutzerfreundlichkeit wurden 
allseits positiv bewertet. Nach der Einfiihrung des Systems zeigte sich 
aber, dass die Architekten das Angebot durchgehend nicht nutzten. Wie sich 
bei der Ursachenforschung herausstellte, hatten die Architekten gar kein 
Interesse an der Online-Variante, denn die herkömmliche Methode, das 
persönliche Überbringen der Bauunterlagen, erleichtert es ihnen, zu den 
entsprechenden Vetwaltungsmitarbeitern einen engen und unmittelbaren 
Kontakt zu halten, der sich insbesondere bei der Genehmigung von Sonder
wünschen und anderen verhandlungsintensiven Fragen als nützlich etwies. 
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Dieses Beispiel verdeutlicht Folgendes: Die Verwaltung bewegt sich in 
zweifacher Hinsicht auf unbekanntem Terrain. Zum einen verfiigt sie über 
mangelnde Erfahrung mit dem noch vergleichsweise jungen Kommunika
tionskanal Internet. Zum anderen versucht sie, in diesem Umfeld neue 
Interaktionsangebote für die Bürger1 zu konzipieren. Die Kombination bei
der Herausforderung~n stellt sie vor gänzlich unbekannte Probleme. 

Warum wurde das Projekt in Kaiserslautern als Fehlschlag gewer
tet? Die Antwort scheint banal und offensichtlich: Weil es niemand nutzte! 
Gleichwohl ist diese Erkenntnis für die Verwaltung von großer Tragweite, 
denn Aspekte der quantitativen und qualitativen Nutzung der Kommunika
tionsmöglichkeiten zwischen Bürger und Verwaltung spielten für diese bis
her in der Regel nur eine geringe Rolle. Dieser Befund gilt für das gesam
te Angebot der klassischen Kanäle. Persönliches Erscheinen, Brief, Telefon 
und Faxgerät sind inzwischen etabliert. Über formale Anforderungen ließ 
sich das Kommunikationsaufkommen durch die Verwaltung steuern bzw 
war für sie vorhersehbar. Innovationen in den Kommunikationsbeziehun
gen zum Bürger, wie die Verbreitung der kommunalen Bürgerämter in den 
90er Jahren2, reduzierten für den Bürger zwar die Anlaufstellen, erweiter
ten aber nicht seine Wahlmöglichkeiten bezüglich der Anliegenserledi
gung. Die Kommunikationsbeziehungen mit dem Bürger waren aus Ver
waltungssieht stets von statischer Natur. Die Verwaltung konzentrierte sich 
auf die "Produktion". Details des "Vertriebsweges" schienen weitgehend 
unbedeutend. Dieser existierte, ohne näher hinterfragt zu werden. "Erfolg" 
war in diesem Zusammenhang kein anwendbares Kriterium - wie hätte 
man ihn auch messen sollen? 

Diese Ausgangslage wurde durch die rasante Entwicklung des Internets 
nun fundamental verändert. Die "neue Erreichbarkeit von Personen, Ab
läufen, Daten und Objekten"3 durch die digitale Vernetzung ist aus dem 
Alltag von Bürger, Wirtschaft und auch der Verwaltung kaum mehr wegzu
denken. Innerhalb des umfassenden Themenkomplexes "Electronic Go
vernment", unter dem der Einsatz des Internet in der Verwaltung gemein
hin (und etwas unscharf) firmiert, findet der Aspekt der elektronischen 
Kommunikation4 zwischen Bürger und Verwaltung noch zu wenig Beach
tung. Dies aber führt zu Ergebnissen wie in Kaiserslautern und vernachläs
sigt den grundsätzlichen Wandel, dem sich der gesamte Bereich der Korn-

1 Der Begriff "Bürger" umfasst im folgenden auch die Wirtschaft. 
2 Vgl die Übersicht bei KGSt, Bürgerämter-EineMaterialsammlung (1999), KOSt

Materialien 8, Köln. 
3 Reinermann, H.lvon Lucke, J., Speyerer Definition von Electronic Government (2000), 

http·Ufoeydby-speyerde/ruyii/So-EGoypdf. (30. 4. 2004). 
4 Der Begriffumfasst im folgenden alle Stufen der in diesem Zusammenbang gerne ver

wendeten Trias "Information", Kommunikation", "Transaktion". 



Know your Citizen! 93 

munikation zwischen Verwaltung und Bürger wegen der Existenz des Inter
nets gegenübersieht 

Das Angebot zur Durchführung rechtsverbindlicher Kommunikation 
mit der Verwaltung per Internet, bietet dem Bürger Alternativen in der Art 
und Weise seiner Anliegensverfolgung. Das neue Medium ersetzt die klas
sischen Kanäle nicht, sondern ergänzt sie. Größere Auswahlmöglichkeiten 
und verbesserter Komfort für den Bürger sind aber nur ein Grund für die
ses Angebot der Verwaltung. Durch den Einsatz des Internets erhofft sie 
sich auch eine ganze Reihe von Verbesserungen für ihre eigene Arbeit. 
Sieht man einmal von den Möglichkeiten des rein verwaltungsinternen 
Einsatzes elektronischer Medien ab, der unabhängig vom Verhalten der 
Bürger geschieht, so tritt die schon erwähnte simple wie fundamentale 
Erkenntnis zutage, dass all diese erhofften Verbesserungen nur dann reali
siert werden können, wenn die Interaktionspartner der Verwaltung, der Bür
ger und andere Verwaltungen, den neuen Kanal auch nutzen. Dies gilt 
umso mehr, als der Aufbau und Betrieb des Online-Kanals mit nicht uner
heblichen Kosten verbunden ist, deren Amortisierung die Verwaltung 
inzwischen fest einplant. s 

Es besteht in der Regel also ein zumindest implizites Verwaltungsinte
resse an der Nutzung der Online-Angebote durch den Bürger. Dass die Ver
waltung die neuen Kommunikationsmöglichkeiten aber nicht nur bereit
stellen, sondern ihre Nutzung auch aktiv befördern muss, ist für sie oft eine 
neue Erkenntnis. Denn der Verwaltung war es bisher oft schlicht gleichgül
tig, ob ein Anliegen etwa persönlich oder per Post übermittelt wurde, weil 
dieser Unterschied ihren eigenen Ablaufprozess gar nicht oder nur gering 
betraf. 

Nunmehr offeriert die Verwaltung dem Bürger also eine neue Form der 
Anliegensverfolgung zusätzlich zu den bestehenden Kanälen. Zugleich hat 
sie ein eigenes Interesse an der Nutzung dieses Angebotes durch die Bür
ger, denn nur durch die signifikante Nachfrage der Inhalte des elektroni
schen Kanals können seine erhofften positiven Effekte realisiert werden. 
Die entscheidende Voraussetzung des Erfolges der neuen Kommunika
tionsangebote ist somit ihre quantitative und qualitative Nutzung durch den 
Bürger. 6 Die Beförderung der Nutzung wird zu einer neuen und gleichsam 
essenziellen Aufgabe der Verwaltung. Der Bürger aber hat die Wahl, aus
schlaggebend ist allein seine Präferenz. Er steht also im Zentrum der Über
legungen und die Verwaltung ist von seinem Verhalten abhängig. Will oder 

5 Vgl politik-digital.de, Verwaltung gestalten, Interview mit H. Lemke, CIO Hessen 
(2003), http·//wwwpolitjk-djgjtal defegoyernment/bund/futurl shtml (30. 4. 2004). 

6 Dies wird erst teilweise erkannt, vgl Bearing Point, E-Government-Studie NRW 
(2003 ), http://www.im nrw.delinn/doks/egov/egovstudie2003.pdf (30. 4. 2004), 31. 
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kann sie ihm keine Verhaltensmuster aufzwingen, so muss sie andere Wege 
finden, um ihn für die Nutzung der neuen Kommunikationsangebote zu 
gewinnen: sie muss ihn überzeugen. Dazu ist es nötig, seine Bedürfnisse, 
jeweilige Situation und Vorlieben zu kennen, um nachfragegerechte und 
passgenau~ Lösungen zu entwickeln. Dies führt zum Titel des vorliegen
den Beitrages, "Know your Citizen", der in bewusster Analogie zum 
bekannten Credo der Wirtschaft, "Know your Customer", gewählt wurde. 
Dort ist es selbstverständlich, den Kunden, seine Wünsche, Präferenzen 
und Handlungszusammenhänge zu kennen. Ist doch seine zufrieden stel
lende Behandlung eine maßgebliche Voraussetzung für den Erfolg und 
somit den Erhalt des Unternehmens. In der Verwaltung aber gilt genau dies 
nicht, und die Verwendung des Kundenbegriffes ist hier aus guten Gründen 
umstritten. 7 

Schafft man aber eine Situation, in der der "Erfolg"8 der Verwaltung 
von der Auswahlpräferenz des Bürgers abhängt, so nimmt der Bürger 
zwangsläufig eine kundenähnliche Rolle ein, wenn auch nur in bezug auf 
die Wahl des Kanals, gar nicht hinsichtlich der materiellen Leistungser
bringung. Dieser Zusammenhang aus Handlungsoptionen der Bürger und 
davon abhängigem Erfolg des Verwaltungshandeins ist das eigentlich 
Neue. Ihn muss sich die Verwaltung bewusst machen, um die neuen Rah
menbedingungen und ihre eigene veränderte Rolle zu verstehen und ihr 
Handeln dementsprechend ausrichten zu können. 

Die angestellten Überlegungen hinsichtlich Nutzungsraten und Erfolgs
kriterien treffen natürlich nicht nur auf das Internet, sondern generell auch 
auf alle anderen Kanäle zu. Immer dort, wo der Bürger die Wahlfreiheit 
zwischen verschiedenen Kanälen hat, treten diese faktisch in Konkurrenz 
zueinander. Diese Wahlmöglichkeit für den Bürger ist durchaus begrüßens
wert und sollte keineswegs eingeschränkt werden. Der sog "Multi-Ka
nal-Zugang" ist vielmehr ein wichtiger konzeptioneller Grundpfeiler aller 
Überlegungen hinsichtlich der Kommunikation zwischen Bürger und Ver
waltung im 21. Jahrhundert. In der Konsequenz erfordert dies aber eine 
grundsätzliche Neuausrichtung und strategische Planung der gesamten 
Kommunikationsbeziehungen. 9 

7 Vgl zur Kontroverse Margies. B., Kundenorientierung in Bürgerbüros kleinerer Ge
meinden ( 2002 ), Deutsche Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, Speyer, 
4m.w.N. 

8 Erfolg definiert sich in dieser Situation als Nutzung der neuen Kommunikationsange
bote durch den Bürger, weil nur so die Verwaltung die angestrebten Effektivitäts- und 
Effizienzgewinne auch realisieren kann. 

9 Vgl etwa Hagen, M.!Wind, M., Multi-Channel-Management, in: Verwaltung und Ma
nagement, (2002), H. 6, 349-353, 349 ff., Nomos, Baden-Baden. 
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2. Bürger- und Verwaltungsperspektive 

Ausgangspunkt der Überlegungen hinsichtlich der Gestaltung von Kom
munikationsangeboten ist der Bürger, seine Wünsche, Ziele und Hand
lungszusammenhänge. Diese gilt es zu kennen und zu verstehen, um Lösun
gen zu konzipieren, die auch nachgefragt werden. 

Hinter dem Begriff "Bürger" verbirgt sich eine hohe Varianz. "Den 
Bürger" gibt es nicht. Die Bürgerschaft ist vielmehr äußerst heterogen, 
auch bezogen auf den unmittelbaren Kontakt mit der Administration. 1o Eini
ge Bürger haben häufig mit der Verwaltung zu tun, etwa im Bereich der 
Sozial- und Arbeitsverwaltung; die meisten Bürger haben allerdings nur 
selten Verwaltungskontakt Die oft bemühte Zahl von etwa 1,5 Verwal
tungskontakten pro Bürger und Jahr mag stimmen oder nicht, der Großteil 
der Bürger besteht jedenfalls nicht aus "Verwaltungsprofis". Haben sie 
gegenüber der Verwaltung ein Anliegen, so ergibt es sich unmittelbar aus 
ihrem eigenen konkreten Lebenszusammenhang heraus. Im Rahmen dieser 
Lebenssituation haben die Bürger ganz individuelle Motivationen und 
Bedürfnisse und verfolgen bestimmte Ziele. II 

Die Verwaltung hingegen besteht aus Fachleuten, die ihrer Tätigkeit 
hauptberuflich und oft über Jahrzehnte nachgehen. Sie kennen die Details 
ihrer teilweise sehr spezifischen Verfahren genau und messen ihren oft 
hoheitlichen Aufgaben in der Regel eine große Bedeutung bei. Maßstab 
ihres Vorgehens ist die Aufgabenerfüllung verbunden mit einem engen 
Korsett rechtlicher Vorgaben, bis hin zu völligen rechtlichen Konditionie
rung einzelner Abläufe. 

Aus diesen Unterschieden erklären sich die fundamentalen Differenzen 
in den Sichtweisen und Prioritäten von Verwaltung und Bürger. Bürger 
nehmen den Verwaltungskontakt aus der Außensicht wahr, in Form ihres 
persönlichen Anliegens und nicht aus der Perspektive administrativer Pro
zesse oder Zuständigkeiten. Dieses Anliegen möchten sie einfach, prob
lemlos, schnell, verständlich, sicher und kostengünstig abwickeln. 

Die Verwaltung hingegen denkt aus der Innensicht, aus der Perspektive 
der Zuständigkeit oder des Prozesses. Für sie ist nicht der Einzelfall, son
dern die Gesamtzahl von Fällen bedeutsam, und ihre zentralen Anliegen 
sind Rechtsdurchsetzung, Rechtmäßigkeit, Nachvollziehbarkeit und Ablauf
stabilität. 

Zwischen Verwaltung und Bürger bestehen also strukturelle Inkon
gruenzen in bezug auf die jeweiligen Anliegen und Sichtweisen. Verbun-

10 Vgl Gnmow, D., Multiple Rollen, in: Kommune21 (2003), H. 12, 22-23, K21 media 
AG, Tübingen. 

11 Vgl Franz, A.lvon Lucke, J., Vier Dimensionen: Vielfältiges Verhältnis Bürger- Ver
waltung, in: Kommune21 (2003), H. 12,20-21, K21 mediaAG, Tübingen. 
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den mit den wichtigsten Anforderungen der Bürger an den Verwaltungs
kontakt (einfach, problemlos, schnell, verständlich, sicher und kostengüns
tigl2) wird das Verbesserungspotential der Verwaltungsangebote deutlich 
erkennbar. Dieses Potential kann durch die Nutzung der Stärken der jewei
ligen Kanäle auch ausgeschöpft werden. 

3. Erfolgskriterien für 
Kommunikationsangebote 

Die Leitfrage, die jegliche Entwicklung von Kommunikationsangeboten 
prägen muss, lautet: Welche Faktoren begünstigen bzw verhindern, dass 
möglichst viele Bürger die jeweiligen Kommunikationsangebote der Ver
waltung intensiv nutzen? Folgende Punkte sind hier relevant: 

1. Essenziell ist die genaue Kenntnis der einzelnen Verwaltungsprozesse13 

und ihrer primären Nutzergruppen. Dieses Wissen ist durchaus vorhan
den. Die Mitarbeiter in den Fachämtern und -abteilungen kennen ihre 
"Kunden" in der Regel sehr genau, nur wird dieses Wissen bisher nicht 
systematisiert gesammelt, aufbereitet und genutzt. 

2. Für die einzelnen Prozesse müssen sowohl von Verwaltungsseite wie 
von Nutzerseite Anforderungsprofile entwickelt werden. Wie wün
schen sich beide Seiten die Ausgestaltung des Prozesses? Schon an die
ser Stelle müssen die Bürger mit eingebunden werden14, denn die Ver
waltung kann aus ihrer Rolle heraus nicht die Bürgersicht einnehmen. 
Sie blendet dabei naturgemäß wichtige Aspekte aus und ist zu sehr von 
ihrer Innensicht geprägt. 

3. Es folgt die Überprüfung, ob und wie die Anforderungen, die fiir den 
Prozess ermittelt wurden, in den jeweiligen Kanälen umgesetzt werden 
können. Eignen sich einzelne Kanäle überhaupt fiir einen Prozess und 
dessen Nutzer und wo lassen sich Schwerpunkte setzen? 

4. Inmitten der Details, Einzelprozesse und Kanäle sollte nie die zentrale 
Frage vergessen werden: Wem nützt es?15 Gerade im Bereich des Inter-

12 Es handelt sich hier hauptsächlich um Aspekte der Dienstleistungsqualität Vgl die 
Abgrenzung zur Servicequalität bei Bogumil. J./Kißler, L, Vom Untertan zum Kun
den? ( 1995), Edition Sigma, Berlin, 47 ff. 

13 Vgl etwa die Typisierung bei Saueressig, G., Internetbasierte Self-Service-Systeme 
fiir kundenorientierte Dienstleistungsprozesse in öffentlichen Verwaltungen (1999),Ver
lag dissertation.de, Berlin, 98 ff. 

14 Vgl zu möglichen Methoden der Einbeziehung Heidmann, F./Janssen, D., Gradmes
ser Gruppe, in: Kommune21, (2003), H. 12, 20--21, K21 media AG, Tübingen. 

15 Vgl die Unterteilung der Nutzenaspekte nach den Zielgruppen "Bürger", "Unterneh
men" und "Gäste", in: Bundesministerium fiir Wirtschaft und Technologie (Hrsg), 
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nets besteht die Gefahr, sich bei der Entwicklung zu stark von techni
schen Aspekten leiten zu lassen. Diese sind aber nur ein Teil in einem 
breiten Spektrum von zu berücksichtigenden Faktoren. Richtschnur bei 
der Konzeption von Angeboten darf nicht die Technik sein, sondern die 
effektive, effiziente und mitarbeiterorientierte Aufgabenerledigung 
sowie die Nützlichkeit, Anwenderfreundlichkeit und Bedarfsgerechtig
keit.16 

5. Der Begriff der Bedarfsgerechtigkeit führt zu einem grundlegenden 
Dilemma, dem sich die Verwaltung mit ihren Kommunikationsangebo
ten gegenüber sieht. Den Großteil der Verwaltungsdienstleistungen 
nimmt der Bürger nicht freiwillig wahr, sondern gezwungenermaßen, 
weil er, etwa im Bereich des Meldewesens, dazu gesetzlich verpflichtet 
ist. In Verbindung mit der durchschnittlich geringen Anzahl von Ver
waltungskontakten fUhrt dies dazu, dass der Bürger wenig Zeit, Geld 
und Engagement in die Optimierung seiner Interaktion mit der Verwal
tung investiert. Auch aus diesem Grund ist der "Kunde" der Verwaltung 
ein deutlich anderer als der "Kunde" der freien Wirtschaft. 

6. Aus diesem Unterschied folgt, dass die Verwaltung dem Bürger gegen
über den Nutzen der neuen Angebote in Form eines für ihn persön
lich und unmittelbar erfahrbaren Mehrwertes (zB Zeit, Geld, Komfort, 
Schonung der Nerven) realisieren muss. Dieser Mehrwert muss fak
tisch vorliegen, vom Bürger als solcher empfunden und ihm gegenüber 
auch deutlich und nachhaltig kommuniziert werden. 17 

7. Durch die Fokussierung auf den Bürger wird der Verwaltung auch deut
lich bewusster werden, dass sie sich in Bezug auf die Kommunikation 
nicht in einer eigenen, abgeschlossenen Sphäre bewegt, sondern Teil 
der Erfahrungswelt des Bürgers ist und dessen Beurteilungsmaßstäben 
unterliegt. Für den Bürger ist der Verwaltungskontakt nur ein kleiner, 
randständiger Ausschnitt seines täglichen Kommunikationsspektrums. 
Seine maßgeblichen Prägungen und Einstellungen zu Kommunikations
kanälen und -stilen erhält er in der rein privaten oder beruflichen Kom
munikation, nicht im Verwaltungskontakt Hier bilden sich die Erwar
tungshaltungen heraus, mit denen sich nun auch die Verwaltung kon
frontiert sieht. 18 Diesen Zusammenhang zwischen Verwaltungshandeln 

Erfolgsmodell kommunales E-Government. Was bei der Gestaltung virtueller Rathäu
ser zu beachten ist (2002 ), Berlin, 27 f. 

16 Vgl Grönlund, A., Managing Electronic Services. A Public Sector Perspective (2000), 
Springer, London, 45 ff. 

17Vgl Grönlund,A.,Fn 16,171 ff. 
18 Vgl Reinermann, H., Der öffentliche Sektor im Internet. Verändenmgen der Muster 

öffentlicher Verwaltungen2 (2000), Forschungsinstitut für Öffentliche Verwaltung, 
Speyer, 81. 
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und verändertem Umfeld gibt der Begriff "Electronic Government" nur 
unzureichend wieder. Die Bezeichnung "Regieren und Verwalten im 
Informationszeitalter"19 scheint hier treffender. Sie macht deutlich, 
dass Ziele, Aufgaben und Mittel des staatlichen Handeins in einem sich 
rasch ändernden Kontext immer wieder neu definiert werden müssen, 
wenn die Verwaltung die an sie gestellten Anforderungen der Effekti
vität, Effizienz, Mitarbeiter- und Bürgergerechtigkeit auch tatsächlich 
erfüllen will. 

Abschließend lässt sich festhalten, dass die erfolgreiche Konzeption und 
Umsetzung von eGovernment-Angeboten für Bürger und Unternehmen 
eine komplexe Aufgabe ist, bei der es eine Fülle von technischen, recht
lichen, finanziellen sowie organisatorischen und personellen Aspekte zu 
beachten gilt, die für die Verwaltungen zu einem großen Teil Neuland sind. 
Das eigentliche Novum ist aber die Kopplung substanzieller Handlungs
alternativen des Bürgers gegenüber der Verwaltung mit dem von dieser 
Wahl abhängigen Erfolg des Verwaltungshandelns. Die erhofften Verbesse
rungen durch den Einsatz des Internet lassen sich eben größtenteils nur 
realisieren, wenn der Bürger die entsprechenden Kommunikationsangebo
te auch in Anspruch nimmt. Da er wiederum frei entscheiden kann, ob er 
dies tut oder nicht, rücken der Bürger und seine Präferenzen ganz unver
mittelt in den Fokus der Aufmerksamkeit. In einer Bürger-Verwaltungsbe
ziehung, die von immer neuen Kommunikationsmöglichkeiten geprägt ist, 
bleibt Bürgerorientierung nicht mehr nur ein Schlagwort, sondern wird 
zum unverzichtbaren Fundament einer erfolgreichen Konzeption und Aus
gestaltung des Kommunikationsangebotes der Verwaltung. 

19 Vgl von Lucke, J., Regieren und Verwalten im Informationszeitalter (2003 ), Duncker 
& Humblot, Berlin, 24. 


